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Sechſtes Buch .

Rechtliche Uirkung des Hustritts aus einer Religions -
gemeinſchaft . ( § 7 des Toleranzantrages . )

§ 43 . Landesgeſetzliche Beſtimmungen .

Die Landesgeſetzgebung weiſt auf dieſem Gebiete im Gegenſatz

zu den bisher berührten eine ziemliche Übereinſtimmung auf . Die

grundlegenden Artikel des preußiſchen Geſetzes vom 14 . Mai 1873 über

den Austritt aus der Kirche ſind in faſt allen Geſetzgebungen ange —

nommen reſp . übernommen ; dieſe aber lauten :

„§S 3. Die Austrittserklärung bewirkt , daß der Ausgetretene zu

Leiſtungen , welche auf der perſönlichen Kirchen - oder Kirchengemeinde —

Angehörigkeit beruhen , nicht mehr verpflichtet iſt .

Dieſe Wirkung tritt mit dem Schluſſe des auf die Austrittserklärung

folgenden Kalenderjahres ein . Zu den Koſten eines außerordentlichen

Baues , deſſen Notwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres , in

welchem der Austritt aus der Kirche erklärt wird , feſtgeſtellt iſt , hat
der Austretende bis zum Ablauf des zweiten auf die Austritts —

erklärung folgenden Kalenderjahres ebenſo beizutragen , als wenn er

ſeinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte .

Leiſtungen , welche nicht auf der perſönlichen Kirchen - oder Kirchen —

gemeinde - Angehörigkeit beruhen , insbeſondere Leiſtungen , welche ent —

weder kraft beſonderen Rechtstitels auf beſtimmten Grundſtücken

haften , oder von allen Grundſtücken des Bezirks , oder doch von allen

Grundſtücken in einer gewiſſen Klaſſe in dem Bezirke ohne Unterſchied
des Beſitzers zu entrichten ſind , werden durch die Austrittserklärung

nicht berührt . “
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Namentlich findet man die fortdauernde Beitragspflicht für

„außerordentliche Bauweſen “ in verſchiedenen anderen Geſetzen z. B.

in Württemberg , Sachſen - Weimar ; die Verpflichtung zur Erfüllung

dringlicher Laſten iſt faſt durchweg in der einzelſtaatlichen Geſetzgebung

feſtgelegt .

§ 44 . Die Beſtimmung des Toleranzantrages .
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e Kirchengemeinſchaft ſchafft ſich damit nur ein großes Odium . Der
— wird ſich in der Regel einer anderen religiöſen Gemein —

ſchaft anſchließen und es wäre unbillig , ihm doppelte Leiſtungen auf —

zubürden . Wenn man beim Ausſcheiden eines Mitgliedes noch Beiträge
verlangen könnte , könnte man zur Konſequenz kommen , daß in einem

Erbfall auch die Erben noch für einige Zeit Leiſtungen zu machen

haben , oder daß einer beim Wegzug aus einer Gemeinde noch Umlagen
tragen müßte . Die Geſetzgebung iſt in anderen Staaten verſchieden .

Nach den Geſ 06von Ba Koburg - Gotha hört eine

Beitragsleiſtung ſofort mit dem Austritt auf , während die anderen

Staaten ſich angeſchloſſen haben . Schon bei der

Beratung des Geſetzes haben ſich gegen dieſe Beſtimmung
aus den Reihen des Zentrums ſehr erhebliche Bedenken geltend gemacht .

Abg . Dr . Brüel (3t . ) hat erklärt , ihm ſeien nie Fälle vorgekommen , daßL
Leute wegen be Wl 28757 Bauten aus der Kirche ausgetreten
ſeien . Abg . Ma Zt . ) hat den daß jemand ,

der nach erfolgtem Beſchluß über einen Kirchenbar ritt, nun doch

mit fü

und nicht der einzelne . Wer au r Korporation austrete , habe mit

derſelben nichts zu tun . Man wolle hier in die veralteten Grundſätze

zurückfallen , wonach die politiſche Gemeinde die Bedürfniſſe der herr —
ſchenden Kirche trun . In neuerer Zeit ſei das Prinzip konſtatiert :

Nur Angehörige der Gemeinde zahlen für die Bedürfniſſe derſelbet

Es ſei Unrecht , einen , der aus Gewiſſensbedenken ausgeſchieden ſei

mit Verpflichtungen ſeiner Religi sgeſellſchaft zu belaſten .1
Wenn eine Gemeinde ſich aus einer Korporation zwei

i
Auseinanderſetzung geboten ,

Stark belaſtete Städte würdenwenn ein

gern bereit ſein, reiche Ausziehende nachträglich heranzuziehen ; ſie dürfen
ne3 . ) In der gleichen Weiſe hat

erklärt , man müſſe präſumieren , daß

austrete und deshalb dürfe man

zeit aufladen und ihnen

gebotenen übertritt nicht
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erſchweren . Die vorgeſchlagenen kleinen Friſten nützten zu nichts ; wer

überhaupt aus Geldrückſichten austrete , ahne einen Bau lange vorher
und könne auch lange vorher austreten . Die Heranziehung eines

Ausgetretenen zu den Koſten eines Kirchenbaues laufe auf eine Geld —

ſtrafe für den Austritt hinaus . Auch von freiſinniger Seite äußerte

man Bedenken gegen dieſen Zuſatz .

Ein Abänderungsantrag , dieſe preußiſche Beſtimmung in den

Toleranzantrag aufzunehmen , wurde abgelehnt , ebenſo der ſozialdemo⸗

kratiſche Antrag , welcher dem Steuerpflichtigen auch das Recht geben

wollte , „ in den durch ihre Steuerbeiträge errichteten Friedhöfen und

Kirchen ihre religiöſen , ethiſchen Gebräuche ausüben zu können “ . Ein⸗

mal ſteht dieſer Antrag mit der Abſicht des Toleranzantrages , die

beſtehenden Verpflichtungen zu beſeitigen , im Widerſpruch , da er Rechte

ſchaffen will ; ſodann würde er ſehr ſchlimme Konſequenzen haben;

z. B. könnten die Katholiken im Berliner Dom Meſſe leſen laſſen ,

da dieſer auch durch Staatsbeiträge , unter welchen ſich auch Gelder

von katholiſchen Steuerzahlern befinden , erſtellt wurde ; auch die Juden

hätten ein Recht , denſelben zu benutzen .

Einige Bedenken bereitet das Fortbeſtehen der ding lichen Laſten .

Nach dem Geſetze vom 14 . 7. 1863 ſind z. B. in Holſtein Angehörige

der katholiſchen Kirche befreit von perſönlichen Beiträgen zur Landes⸗

kirche , aber nicht von Laſten , welche auf dem Grundbeſitz haften . Die

Auslegung iſt ſtrittig , und die Anwendung hängt ab vom Steuer⸗

regulativ der einzelnen Gemeinden . In der Gemeinde Ottenſen z. B.

beſtimmt das Steuerregulativ vom 1. April 1896 in § 2: „Die

Kirchenſteuer wird zur Hälfte nach Maßgabe der in der Kirchengemeinde

Ottenſen aufzubringenden Staatseinkommenſteuer und zur Hälfte nach

Maßgabe der Staatsgrund - und Gebäudeſteuer verteilt . “ § 3 ſagt :

„ Zur Zahlung der Kirchenſteuer iſt jedes Mitglied der Kirchengemeinde

verpflichtet . Zu den Beiträgen , welche nach der Grund - und Gebäude⸗

ſteuer verteilt werden , ſind auch die Liegenſchaften juriſtiſcher Perſonen ,

ſofern deren Steuerpflicht hiſtoriſch begründet iſt , ſowie auch grund⸗

und gebäudeſteuerpflichtige Grundſtücke derjenigen Beſitzer heranzuziehen ,

welche der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinde nicht angehören . “
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Selbſtverſtändlich müßt

werden , wenn der To

olche Steuerverordnungen einfach geändert

eranzantrag Geſetz wird . Allerdings wird man

hier zu einem vollkommen befriedigenden Ergebnis nicht ſo leicht

kommen .

An manchen Orten beſteht die alte Beſtimmung : „ Jeder Rauch

hat zu ſteuern zugunſten der Kirche “ . Dieſe Rechte ſind eingeführt
Z0Se

ſich in einer ſolchen Gegend anſiedelt , ſo geſchieht ihm Unrecht , wenn

er zur Leiſtung für die evangeliſche * herangezogen wird . Auch

hier muß eben mit der Zeit eine Anderung der Steuerform eintreten .

In der Provinz Poſen hat die Frage eine ganz beſondere Bedeutung ,

weil hier im Laufe der Jahre Abgaben an den König auf die katho —

liſche Kirche übergegangen ſind .

Der Artikel 7 fand ſchließlich in folgender Faſſung Annahme :

„ Die Abgabe der Austrittserklärung bewirkt , daß der Ausgetretene

zu Leiſtungen , welche auf der Zugehörigkeit zur Religionsgemeinſchaft

beruhen , nicht mehr verpflichtet wird .

Leiſtungen , welche bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes kraft be

ſonderen Rechtstitels entweder auf beſtimmten Grundſtücken haften

oder von allen Grundſtücken des Bezirks oder doch von allen Grund —

ſtücken einer
gewiſſen

Klaſſe in dem Bezirk ohne Unterſchied des

Beſitzers zu entrichten ſind , werden durch die Austrittserklärung nicht

berührt . “

einer Zeit, wo alle einer Kirche

8
Wenn nun ein Sapi

Im Plenum des Reichstages hat über dieſe Frage keine Dis —

kuſſion ſich entſponnen .

Erzberger , Toleranz . 15
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